
 Conseil d’Etat CE 

Staatsrat SR 

 

 

Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Anfrage Dorthe Sébastien / Michellod Savio 2022-CE-4 
Drohender Personalmangel – Hat der Staat die Anstellung 
von Pensionierten/Personen in Ausbildung geplant? 

I. Anfrage 

Nachdem der Kanton Freiburg mit mangelnder Antizipation bezüglich Testkapazitäten und Covid-

19-Impfungen alles andere als geglänzt hat, was dazu führte, dass viele Freiburgerinnen und 

Freiburger keinen Termin innerhalb einer akzeptablen Frist erhalten konnten und einige sogar 

gezwungen waren, sich in anderen Kantonen testen zu lassen, wäre es bedauerlich, wenn sich eine 

solche Situation wiederholen würde. Die aktuell grassierenden Corona-Fälle und die damit verbun-

dene Quarantäne bergen die Gefahr, dass einige systemrelevante Bereiche des Staates nicht mehr 

richtig funktionieren können. 

In Berufen, in denen Homeoffice nicht möglich ist, wie z. B. im Gesundheits- und im Bildungswe-

sen oder beim Unterhalt von Infrastrukturen (z. B. Strassen), darf es nicht zu einem Personalmangel 

kommen, weil man nicht darauf gefasst war. Dies könnte dazu führen, dass gewisse Tätigkeiten 

verzögert oder gar nicht ausgeführt werden, und hätte negative Folgen für die noch aktiven Mitar-

beitenden, die die potenzielle Abwesenheit vieler Kolleginnen und Kollegen in den kommenden 

Wochen ausgleichen müssten. Zur Verstärkung seiner Teams könnte sich der Kanton Freiburg zum 

Beispiel an Pensionierte wenden.  

In diesem Zusammenhang stellen wir folgende Fragen:  

1. Ist sich der Kanton Freiburg des Risikos eines durch Quarantäne bedingten Personalmangels 

bewusst und ist er darauf gefasst?  

2. Welches sind die Bereiche, die gemäss Staat vorrangig sind und unbedingt funktionieren 

müssen? 

3. Hat der Staat geplant, in den Bereichen, in denen dies möglich ist, pensioniertes Personal oder 

Studierende/Lernende (wieder) anzustellen, um den Betrieb in den prioritären Sektoren zu 

gewährleisten? 

10. Januar 2022 
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II. Antwort des Staatsrats 

1. Einleitung 

Die in unserem Land grassierende Omicron-Variante verursachte eine seit Beginn der Pandemie 

noch nie dagewesene Anzahl positiver Fälle und schadete der Arbeitswelt durch die damit verbun-

denen Absenzen, die besonders Anfang Jahr sehr hoch waren. Isolation, Quarantäne und Kinderbe-

treuung haben viele an der Arbeit gehindert.  

Der Staatsrat erstens darauf hin, dass er dieser Situation Rechnung getragen und proaktive Mass-

nahmen zur Begrenzung der Auswirkungen solcher Abwesenheiten bei den Dienststellen des Staa-

tes getroffen hat, insbesondere in Bereichen, wo Homeoffice nicht möglich ist. Der Staatsrat konnte 

seit Beginn der Pandemie die Dienstleistungserbringung für die Freiburger Bevölkerung stets 

gewährleisten und gleichzeitig die Gesundheit der Staatsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter schützen. 

Zweitens möchte der Staatsrat auf die Vorwürfe zurückkommen, wonach der Kanton Freiburg mit 

mangelnder Antizipation bezüglich der überlasteten Testkapazitäten im Kanton auf dem Höhepunkt 

dieser fünften Welle, die nach Ansicht der unterzeichnenden Grossräte auf mangelnde Antizipation 

des Kantons zurückzuführen sei. Aufgrund ihrer hohen Übertragbarkeit breitete sich die Omicron-

Variante parallel zur Welle der Delta-Variante rasant aus, so dass die Zahl der neuen positiven Fälle 

pro Tag mehr als fünfmal so hoch war wie die Spitzenwerte der letzten Wellen. Dies stellte die 

nicht unendlich erweiterbaren Testkapazitäten tatsächlich auf eine harte Probe. Allerdings ist dazu 

zu sagen, dass sich die meisten Kantonen mit diesem Problem konfrontiert sahen, so auch der 

Kanton Freiburg. Während sich Freiburger zum Beispiel in Bern testen ließen, kamen Bürger aus 

anderen Westschweizer Kantonen, insbesondere aus dem Kanton Waadt, während der Feiertage 

nach Freiburg, um sich testen zu lassen. Das Bundesamt für Gesundheit hat am 14. Dezember 2021 

Richtlinien an die Kantone ausgegeben, um vorrangig Personen mit Symptomen zu testen und so 

die Übertragungsketten so schnell wie möglich zu unterbrechen. Zum Zeitpunkt der Einreichung 

der vorliegenden Anfrage wurden in den meisten kantonalen Testzentren fast nur noch Personen mit 

Symptomen zugelassen. Die Situation hat sich Anfang Februar 2022 beruhigt, und nun kann die 

Nachfrage nach Tests gedeckt werden, sowohl für Personen mit als auch ohne Symptome.  

Drittens hat sich die Gesundheitslage seit dem Zeitpunkt, an dem diese Anfrage eingereicht wurde, 

positiv entwickelt. Am 12. Januar 2022 verkürzte der Bundesrat in einem ersten Schritt die Dauer 

der Isolation und der Kontaktquarantäne auf fünf Tage. Ausserdem wurde die Quarantäne auf 

Personen beschränkt, die mit einer infizierten Person in einem Haushalt lebten. Dank diesen 

Erleichterungen bei der Quarantäne und Isolation konnten viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer schneller als erwartet an ihren Arbeitsplatz zurückkehren.  

Am 2. Februar 2022 änderte der Bundesrat in einem zweiten Schritt die Gesundheitsmassnahmen 

und hob aufgrund der deutlichen Verbesserung der Situation in den Spitälern und der starken 

Immunisierung der Bevölkerung die Kontaktquarantäne vollständig auf.  

Am 16. Februar 2022 hob der Bundesrat dann fast alle nationalen Massnahmen zur Pandemiebe-

kämpfung auf, ausser die Isolation der positiv Getesteten sowie die Maskenpflicht im öffentlichen 

Verkehr und in den Gesundheitseinrichtungen.  

Dank der Aufhebung fast aller Coronamassnahmen hat der Druck in Zusammenhang mit Absenzen 

in den letzten Wochen deutlich nachgelassen.  
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1. Ist sich der Kanton Freiburg des Risikos eines durch Quarantäne bedingten Personalmangels 

bewusst und ist er darauf gefasst?  

a) Verwaltungspersonal 

In Umsetzung der Beschlüsse des Bundesrates verfügte der Staatsrat für sein Personal je nachdem 

eine Homeofficepflicht oder gab eine Homeofficeempfehlung ab, sofern die Art der Tätigkeit 

Homeoffice zulässt oder dieses ohne unverhältnismässigen Aufwand möglich ist. Arbeitssitzungen 

finden hauptsächlich per Videokonferenz und nicht im Präsenzmodus statt.  

Seit Beginn der Pandemie hat sich Homeoffice als die wirksamste Massnahme zur Kontaktbe-

schränkung und zur Verringerung des Infektionsrisikos sowohl auf dem Arbeitsweg als auch am 

Arbeitsplatz erwiesen. So kommt der Arbeitgeber Staat seiner Pflicht, zum Schutze der Gesundheit 

der Arbeitnehmer während der Arbeitszeit alle Massnahmen zu treffen, voll und ganz nach (Art. 6 

des Arbeitsgesetzes und Verordnung 3 zum Arbeitsgesetz). 

Bevor die Quarantänepflicht aufgehoben wurde, konnten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 

Quarantäne im Homeoffice arbeiten, wodurch vermieden wurde, dass ihre Kolleginnen und Kolle-

gen ihre Arbeit übernehmen mussten. Auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Isolation können 

im Homeoffice arbeiten, wenn sie keine Krankheitssymptome haben.  

Sollte sich die Lage wider Erwarten doch wieder verschlechtern, so kann auf Anordnung ihrer/ihres 

Vorgesetzten von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verlangt werden, Überstunden zu leisten 

(maximal 120 Überstunden pro Jahr, s. Art. 59 StPG und Art. 50 StPR). Ebenfalls vorgesehen falls 

notwendig ist die Entsendung von Personal in Dienststellen mit zu hohen Abwesenheitsraten 

(temporäre gegenseitige Unterstützung zwischen Dienststellen, schon im März 2020 eingeführte 

Massnahme). Zusammen mit Homeoffice können diese beiden Massnahmen einen allfälligen 

vorübergehenden Personalmangel verhindern. Seit Beginn der Pandemie hat das Personal übrigens 

eine beispielhafte Solidarität bewiesen, indem es entweder mehr gearbeitet oder in anderen Dienst-

stellen ausgeholfen hat.  

b) Erziehungswesen 

Um mit den coronabedingten Ausfällen an den Schulen klarzukommen, hat die Direktion für 

Bildung und kulturelle Angelegenheiten (BKAD) Massnahmen zur Rekrutierung von Hilfskräften 

von ausserhalb des Kreises der fest angestellten Lehrerinnen und Lehrer vorgesehen. Zunächst 

haben sich die meisten in Teilzeit angestellten Lehrpersonen bereit erklärt, in Stellvertretung Lekti-

onen zusätzlich zu ihrem Pensum zu übernehmen Dann wurden Vereinbarungen mit Ausbil-

dungseinrichtungen (wie der Pädagogischen Hochschule, PH) abgeschlossen, um vermehrt vor 

ihrem Abschluss stehende Studierende einstellen zu können. Für die Schulen der Sekundarstufe 2, 

die Universität und die PH kann falls nötig Fernunterricht vorgesehen werden.  

Der Kanton Freiburg ist aufgrund von pandemieunabhängigen sozialen Faktoren besonders vom 

Lehrermangel betroffen, der vor allem auf die Pensionierung der Babyboomer und die Pensions-

kassenreform zurückzuführen ist, die dazu geführt hat, dass sich viele Lehrpersonen vorzeitig 

pensionieren liessen. Um den Bedarf an Lehrpersonen abdecken zu können, schliesst die BKAD 

bereits seit zwei Jahren Kurzzeitanstellungsverträge mit Pensionierten, Studierenden und 

Lehrpersonen mit Ausbildungen auf anderen Stufen oder in anderen Bereichen (Erzieher/innen) ab. 



Staatsrat SR 

Seite 4 von 5 

 

c) Ausbildung (Fachhochschule Westschweiz//Freiburg und Amt für Berufsbildung) 

Der Personalmangel ist an Berufsfachschulen besonders problematisch, da es oft schwierig ist, 

entsprechende Fachlehrer und Fachlehrerinnen für Stellvertretungen in den beruflichen Fächern zu 

finden. So kann beispielsweise eine Lehrkraft, die angehende Bäcker/innen unterrichtet, nicht eine 

Lehrkraft für Schreinerei ersetzen. Um leichter Vertretungen zu finden, haben die Berufsfachschu-

len (schon lange vor Beginn der Coronakrise) ein Vertretungsnetzwerk aufgebaut. Zu diesem 

Netzwerk gehören insbesondere Studierende an der PH sowie pensionierte Lehrkräfte.  

Seitens der Fachhochschule Westschweiz//Freiburg ist bisher kein Personalmangel gemeldet 

worden.  

d) Sicherheitsberufe (Polizei und Justizvollzug) 

Um die Arbeitsbelastung des am Arbeitsort anwesenden Personals nicht zu erhöhen, hat die 

Kantonspolizei einen Plan zur Priorisierung der Aufgaben und gegebenenfalls zur Reorganisation 

der Dienste eingeführt. 

Für die Fachpersonen für Justizvollzug hat die Freiburger Strafanstalt (FRSA) einen Plan zum 

Verzicht auf Aktivitäten beschlossen, der die Schliessung von Werkstätten und Aktivitäten für 

inhaftierte Personen umfasst. Im Fall von Personalmangel sollen private Sicherheitsunternehmen 

für die Übernahme gewisser Aufgaben angefragt und Quarantäne-Ausnahmebewilligungen 

beantragt werden. 

So sind essenzielle Aktivitäten wie der Schutz von Personen und Eigentum garantiert. 

e) Pflegebereich 

Am Ende der zweiten Welle hat das freiburger spital (HFR) beschlossen, einige befristete Verträge 

von Fachkräften in der Intensivpflege sowie die Anstellung von Mediziner/innen und Pflegeperso-

nal der inneren Medizin zu verlängern, um künftige Wellen zu antizipieren und den Personalmangel 

in diesen Abteilungen zu beheben. Darüber hinaus arbeitet das HFR mit einem medizinischen 

Krisenstab, der in kurzen Abständen oder sogar täglich tagt (wenn nötig sogar am Wochenende). 

Diese Arbeitsweise ermöglicht ein agiles Ressourcenmanagement, indem Bettenschliessungen/-

öffnungen mit den eventuell erforderlichen Neuzuweisungen von Ressourcen sehr reaktiv vorge-

nommen werden können. Das Personal zeigte sich in dieser kritischen Zeit flexibel und solidarisch, 

wodurch der Betrieb der Abteilungen und die Behandlung der Patientinnen und Patienten gewähr-

leistet werden konnten. 

Schliesslich erhielten Personen, die sich in der Ausbildung befanden, am Anfang ihrer beruflichen 

Laufbahn standen oder arbeitslos waren, die Gelegenheit, in den Teams der Gesundheitstaskforce 

und der Test- und Impfzentren mitzuarbeiten. Damit werden zwei Ziele verfolgt, nämlich die 

Verstärkung der bestehenden Teams und die Förderung der beruflichen Eingliederung der Jungen 

und der Arbeitssuchenden. Im Labor wurden mehrere frisch diplomierte oder pensionierte Mitarbei-

ter und Mitarbeiterinnen zur Unterstützung aufgeboten. 

Im Freiburger Netzwerk für psychische Gesundheit (FNPG) steckten sich trotz aller Schutzmass-

nahmen einige Mitarbeitende an, jedoch nur vereinzelt und zeitversetzt, was sich bisher kaum auf 

die Verfügbarkeit der Ressourcen auswirkte. Dennoch wurden Anstrengungen unternommen, um 

zusätzliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu rekrutieren, während einige kürzlich pensionierte 

Personen sich bereit erklärten, auf Auftragsbasis wieder zu arbeiten. Auch wenn die Zahl der Pati-
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entinnen und Patienten während der Pandemie zurückging, war die Arbeitsbelastung jedoch als 

höher. 

2. Welches sind die Bereiche, die gemäss Staat vorrangig sind und unbedingt funktionieren 

müssen? 

Der Staatsrat erachtet insbesondere die Bereiche Pflege, Bildung und Sicherheit (Polizei und Justiz-

vollzug sowie Strassenunterhalt) als vorrangig. Das einwandfreie Funktionieren dieser Bereiche zu 

gewährleisten, hat für den Staatsrat natürlich Priorität. Wenn man sich den Punkt 1 weiter oben 

anschaut, muss man feststellen, dass alle betroffenen Bereiche vorausschauend die geeigneten orga-

nisatorischen Massnahmen getroffen haben, um trotz Abwesenheit eines Teils ihres Personals funk-

tionieren zu können. 

2. Fazit 

Die Folgen von COVID für die Arbeit der Dienststellen in der Zentralverwaltung, deren Personal 

Homeoffice leisten kann, waren nicht sehr schwerwiegend. Einige Bereiche - wie der Pflegesektor - 

arbeiteten zwar auf Hochtouren, vermeldeten aber keinen akuten und erheblichen Personalmangel. 

Dank des Einsatzes und proaktiven Handelns der Direktionen des Staates liessen sich durch die 

Einstellung von Personen am Anfang ihrer Karriere oder im Ruhestand rasch zusätzliche Ressour-

cen mobilisieren, und das im Einsatz stehende Personal konnte entlastet werden. Bis heute konnten 

alle Leistungen des öffentlichen Dienstes für die Bevölkerung garantiert werden und die Dienststel-

len weiterhin ordnungsgemäss funktionieren. 

Der Staatsrat würdigt das Engagement seiner Direktionen und seines Personals, die bewiesen 

haben, dass sie in der Lage sind, eine Krise dieses Ausmasses zu bewältigen. 

8. März 2022 


